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Schriftlicher Bericht 
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über den Entwurf eines Gesetzes über die Haftpflichtversicherung 
für ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 
- Drucksache 2191 - 


A. Bericht des Abgeordneten Rademacher: 


1, Allgemeines 

In der 136. Plenarsitzung des Deutschen Bundes- 
tages am 21. März 1956 wurde der Entwurf eines 
Gesetzes über die Haftpflichtversicherung für aus- 
ländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhän- 
ger — Drucksache 2191 — an den Ausschuß für 
Verkehrswesen überwiesen. 

Der Bundesrat hat dem Gesetzentwurf im ersten 
Durchgang zugestimmt und einige Änderungen 
vorgeschlagen, die von der Bundesregierung ge- 
billigt wurden. 

Der Ausschuß für Verkehrswesen hat in seiner 
78. Sitzung vom 7. Mai 1956 den Gesetzentwurf be- 
raten und sich den Empfehlungen des Bundesrates 
angeschlossen. 


11. Im einzelnen 

Im Hinblick darauf, daß der internationale 
Kraftfahrzeugverkehr im Lauf der letzten Jahre 
stark angestiegen ist mit der notwendigen Folge, 
daß auch ausländische Kraftfahrzeugführer mehr 
als früher an Verkehrsunfällen beteiligt sind, er- 
scheint es zum Schutz der deutschen Verkehrs- 
opfer erforderlich, nunmehr auch die ausländischen 
Kraftfahrzeughalter und Kraftfahrzeugführer der 
Haftpflichtversicherungspflicht zu unterwerfen, wie 
dies im Ausland schon vielfach geschieht, 

§ 1 begründet die Verpflichtung der ausländi- 
schen Kraftfahrzeugführer, durch eine Bescheini- 
gung des Versicherers das Bestehen einer Haft- 
pflichtversicherung nachzuweisen und regelt gleich- 
zeitig, wie zu verfahren ist, wenn der Kraftfahr- 


zeugführer eine solche Bescheinigung nicht vorzei- 
gen kann. 

§ 2 regelt die Frage, bei wem der Versicherungs- 
schutz genommen werden kann. Er stellt hierbei 
den ausländischen Kraftfahrern zwei Möglichkeiten 
zur Wahl, entweder die Versicherung bei einem in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Ver- 
sicherer zu nehmen oder die Versicherung bei 
einem ausländischen Versicherer zu decken unter 
der Voraussetzung, daß ein deutscher Versicherer 
oder ein deutscher Versichererverband sich ver- 
pflichtet, gegebenenfalls den Schaden zu regulieren. 

§ 3 begründet entsprechend der Regelung in dem 
deutschen Pflichtversicherungsgesetz von 1939 den 
Kontrahierungszwang für die Versicherer. Er ist 
im Wortlaut eng der Wortfassung des erwähnten 
deutschen Gesetzes angepaßt. 

§ 4 regelt den Mindestinhalt des Versicherungs- 
vertrages. 

§ 5 dient dem Schutz der Versicherer. 

§ 6 bestimmt im Interesse der völligen Klarheit 
des Versicherungsverhältnisses gegenüber jeder- 
mann, daß sich das Bestehen oder Nichtbestehen 
eines Versicherungsvertrags ausschließlich aus der 
Versicherungsbescheinigung ergibt, die der auslän- 
dische Kraftfahrzeugführer bei sich tragen muß. 

§ 7 ermächtigt die Bundesminister für Verkehr 
und für Wirtschaft zum Erlaß von Durchführungs- 
vorschriften. 

§ 8 ermächtigt den Bundesminister für Verkehr 
allgemein oder in Einzelfällen zu Ausnahmen, stets 
jedoch nur unter der Voraussetzung, daß die Ent- 
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Schädigungen der Verkehrsopfer gewährleistet 
bleiben. 

§ 9 enthält eine dem deutschen Pflichtversiche- 
rungsgesetz von 1939 eng angepaßte Strafvorschrift 
für den Fall, daß ein ausländisches Fahrzeug ohne 
den vorgeschriebenen Haftpflichtversicherungs- 
schutz in der Bundesrepublik Deutschland verkehrt. 
Ferner erklärt er gewisse nicht kriminelle Tatbe- 
stände zu Ordnungswidrigkeiten und läßt außer- 
dem die Ahndung dieser Ordnungswidrigkeiten 
durch gebührenpflichtige Verwarnungen zu. 


§ 10 enthält die Berlin-Klausel. 

§ 11 enthält die Vorschrift über das Inkrafttre- 
ten, wobei berücksichtigt werden mußte, daß so- 
wohl den Behörden als auch dem ausländischen 
Reisepublikum und den Versicherungsunterneh- 
mern eine ausreichende Zeit gelassen wird. 

Bonn, den 7. Mai 1956 

Rademacher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 2191 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 7. Mai 1956 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 
Rademacher 

Stellv. Vorsitzender und Berichterstatter 



Zusammenstellung 

des Entwurfs eines Gesetzes über die Haftpflichtversicherung 
für ausländische Kraftfahrzeuge und Kraftfahrzeuganhänger 

- Drucksache 2191 - 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Verkehrswesen 

(30. Ausschuß) 


Entwurf 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes über die Haftpflicht- 
versicherung für audändische Kraftfahrzeuge 
und Kraftfaihrzeuganhänger 


Entwurf eines Gesetzes über die Haftpflicht- 
versicherung für ausländische Kraftfahrzeuge 
und Kraftfahrzeuganhänger 


Der Bundestag hat das falgende Gesetz 
beschlossen: 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 


§ 1 

V ersicherungsschutz als Voraussetzung 
für den Gebrauch eines Kraftfahrzeugs 
oder Kraftfahrzeuganhängers auf öf- 
fentlichen Wegen oder Plätzen; Nach- 
weis des Versicherungsschiutzes 

(1) Kraftfahrzeuge (auch Fahrräder mit 
Hilfsmotor) und Kraftfahrzeuganhänger, die 
im Inland keinen regelmäßigen Standort 
haben, dürfen im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes auf öffentlichen Straßen oder Plät- 
zen nur gebraucht werden, wenn für den 
Halter und den Führer zur Deckung der 
durch den Gebrauch verursachten Personen- 
und Sachschäden eine Haftpflichtversiche- 
rung nach den §§ 2 bis 6 besteht. 

(2) Der Führer des Fahrzeugs hat eine Be- 
scheinigung des Versicherers über die Haft- 
pflichtversicherung (Versicheirungsbescheini- 
igung) mitzuführen. Sie ist auf Verlangen 
den zuständigen Beamten zur Prüfung aus- 
zuhändigen. 


§ 1 

Notwendigkeit und Nachweis des 
Versicherungsschutzes 


(1) unverändert 


(2) unverändert 
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Entwurf 

(3) Besteht keine diesem Gesetz entspre- 
chende Haftpflichtversidierung oder führt 
der Führer des Fahrzeugs die Versidierungs- 
bescheinigung nicht mit, so darf der Flalter 
des Fahrzeugs nicht anordnen oder zulassen, 
daß das Fahrzeug im Geltungsbereich idieses 
Gesetzes auf öffentlichen Straßen oder Plät- 
zen gebraucht wird. 

(4) Fehlt bei der Einreise eines Fahrzeugs 
die Versicherungsbescheinigung, so müssen 
es die Grenzzollstellen zurückweisen. Stellt 
sich der Mangel während des Gebrauchs her- 
aus, so kann das Fahrzeug sichergestelk wer- 
den, bis die Bescheinigung vorgelegt wird. 

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für die 
Fahrzeuge der ausländischen Streitkräfte, idie 
zum Aufenthalt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes befugt sind. 

§ 2 

Zugelassene Versicherer 

(1) Die Haftpflichtversidherung kann ge- 
nommen werden 

a) bei einem im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes zum Geschäftsbetrieb befugten 
Versicherer, 

b) bei einem anderen Versicherer nur dann, 
wenn neben ihm ein im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zum Geschäftsbetrieb be- 
fugter Versicherer oder ein Verband 
solcher Versicherer die Pflichten eines 
Flaftpflichtversidierers nach den 0 3 bis 
6 als Selbstschuldner übernimmt. 

(2) Für die Zwecke dieses Gesetzes können 
sich Versicherer, »die im Geltungsiber eich die- 
ses Gesetzes die Kraftfahrzeughaftpflichtver- 
sicherung betreiben, zu einer Versichererge- 
meinschaft zusammenschließen. Die Satzung 
der Versicherergemeinschaft bedarf der Ge- 
nehmigung des Bundesaufsichtsamts für -das 
Versicherungs- und Bausparwesen. 

§ 3 

Pflicht der Versicherer zum Vertragsschluß 

(1) Die Versicherer, die ^im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zum Abschluß von Verträgen 
über die Haftpflichtversicherung für Kraft- 
fahrzeuge und Anhänger befugt sind, haben 
den Hdtern und Führern der in § 1 ge- 
nannten Fahrzeuge nach den gesetzlichen Be- 
stimmungen Versicherung ge-gen Haftpflicht 
zu gewähren. 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 

(3) unverändert 


(4) unverändert 


(5) unverändert 


§ 2 

Zugölassene Versicherer 

(1) Die Haftpflichtversicherung kann ge- 
nommen werden 

a) unverändert 

b) bei einem anderen Versicherer nur dann, 
wenn ndben ihm ein im Geltungsbereidi 
dieses Gesetzes zum Geschäftsbereich be- 
fugter Versichierer oder ein Verband 
solcher Versicherer die Pflichten eines 
Haftpflichtversicherers nach den folgen- 
den Vorschriften übernimmt. 

(2) u n V e r ä n d e r t 
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Entwurf 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 


(2) Der Versicherer darf den Antrag auf 
Abschluß eines VersichenMiigsvertrags nur 
ablehnen, wenn sachliche oder örtliche Be- 
schränkungen im Geschäftsplan des Versiche- 
rers dem Abschluß entgegenstehen oder wenn 
der Antragsteller bei dem Versicherer bereits 
versichert war und dieser 

a) den Versicherungsvertrag wegen Drohung 
oder arglistiger Täuschung angefochten 
hat oder 

b) vom Versicherungsvertrag wegen Ver- 
letzung der vorvertraglichen Anzeige- 
pflicht oder wegen Nichtzahlung der 
ersten Prämie zurückgetreten ist oder 

c) den Versicherungsvertrag wegen Prä- 
mienverzugs oder nach Eintritt eines 
Versicherungsfalls gekündigt hat. 


§ 4 

Versicherungsbedingungen und Mindest- 
versicherungssummen 

(1) Der Versicherungsvertrag nach § 3 
muß den allgemeinen Versiehe rungsbedingun- 
gen entsprechen, die von der Aufsichtsbe- 
hörde genehmigt sind. 

(2) Die Bestimmungen über die Mindest- 
versicherungssummen für Kraftfahrzeuge und 
Anhänger, die ihren regelmäßigen Standort 
im Inland haben, gelten sinngemäß. 


§ 4 


unverändert 


§ 3 

Befristung der Versicherungsbescheinigung, 
Vorauszahlung der Prämie 

Der Versicherer kann die Geltung der Ver- 
sicheAngsbeschelnigung (§ 1) befristen und 
die Aushändigung von der Zahlung der Prä- 
mie für den angegeibenen Zeitraum abhängig 
machen. Wird die Geltung nicht befristet, so 
kann ider Versicherer die Aushändigung von 
der Zahlung der ersten Prämie abhängig 
machen. 


§ 3 

unverändert 


§ 6 

Haftung in Ansehung von Dritten 

(1) § 158c Abs. 2 des Gesetzes über den 
Versicherungsvertrag Ist nicht anzuwenden. 


§ 6 

unverändert 
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Entwurf 


Beschlüsse des 30. Ausschusses 


(2) Ein Umstand, der das Nichtbestehen 
oder die Beendigung des Versicherungs Ver- 
hältnisses zur Folge hat, wirkt in Ansäiung 
von Dritten nur, wenn er aus der Versiche- 
rungsibescheiniiguntg ersichtlich oder wenn die 
Versicherungsbescheinigung dem Versicherer 
znrückgegeben worden ist. 


§ 7 

Durchführungsbestimmungen 

Zur Durchführung der §§ 1 bis 5 können 

erlassen 

a) der Bundesminister für Verkehr mit Zu- 
stimmung des Bundesrates Rechtsverord- 
nungen über den Inhalt und die Prüfung 
der Versicherungsbescheinigungen und die 
beim Fehlen der Bescheinigung nötigen 
Si cherimgsm aßn ahmen, 

b) der Bimidesminister für Wirtschaft ohne 
Zustimmung des Bundesrates Rechtsver- 
ordnungen über die Maßnahmen der Ver- 
sicherer zur Gewährleistung der Möglich- 
keit, Versicherungsverträge nach diesem 
Gesetz zu schließen, 

c) der Bundesminister für Verkehr mit Zu- 
stimmung des Bundesrates allgemeine 
Verwaltungsvorschriften. 


§ 7 


unverändert 


SS § 8 

Ausnahmen unverändert 

(1) Zur Pflege der Beziehungen mit dem 
Ausland kann der Bundesminister für Ver- 
kehr Einzelausnahmen von diesem Gesetz 
oder den auf § 7 Buchstabe a beruhenden 
Rechtsverordnungen genehmigen, wenn die 
Entschädigung der Verkehrsopfer gewährlei- 
stet bleibt. 

(2) Zu demselben Zweck und unter der- 
selben Voraussetzung kann der Bundesmini- 
ster für Verkehr durch Rechtsverordnung 
ohne Zustimmung (des Bundesrates nach An- 
hörung der zuständiigen obersten Landesbe- 
hörden allgemeine Ausnahmen von § 1 
Abs. 1 bis 4 oder von den Vorschriften über 
den Inhalt von Versicherungsbescheinigungen 
genehmigen 
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Entwurf Beschlüsse des 30. Ausschusses 

a) für Fahrzeuge ausländischer Staaten, aus- 
ländischer Gemeinden oder anderer aus- 
ländischer Körperschaften des öffent- 
lichen Rechts, 

b) für Fahrzeuge von Personen, die im 
Dienste dieser Staaten, Gemeinden oder 
Körperschaften des öffentlichen Rechts 
stehen. 


§ 9 


Strafvorschniften, gebührenpflichtige Ver- 
warnungen, Ordnungswidrigkeiten 


§ 9 


Strafvorschriften, Ordungswidrigkeiten, 
gebührenpflichitige Verwarnungen 


(1) Mit Gefängnis oder mit Haft, neben 
denen auf Geldstrafe erkannt werden kann, 
oder mit Geldstrafe allein wird bestraft, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig ein Fahrzeug im 
Sinn des § 1, für das ein nach diesem Gesetz 
erforderlicher Haftpflichtversicherungsschutz 
nicht besteht, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes auf öffentlichen Wegen oder Plätzen 
gebraucht oder als Halter des Fahrzeugs 
einen derartigen Gebrauch gestattet. 


(1) Mit Gefängnis oder mit Haft, neben 
denen auf Geldstrafe erkannt werden kann, 
oder mit Geldstrafe allein wird bestraft, wer 
vorsätzlich oder fahrlässig ein Fahrzeug im Sinn 
des § 1, für das ein nach diesem Gesetz er- 
forderlicher Haftpflichtversicherungsschutz 
nicht besteht, im Geltungsbereich dieses Ge- 
setzes auf öffentlichen Wegen oder Plätzen 
gebraucht oder einen derartigen Gebrauch 
gestattet. 


(2) Mit Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig 
Deutsche Mark oder mit Haft wird bestraft, 
wer als Führer oder Halter eines Fahrzeugs 
vorsätzlich oder fahrlässig einer Rechtsver- 
ordnung zuwiderhandelt, die nach § 7 Buch- 
stabe a ergangen ist. § 22 des Straßenver- 
kehrsgesetzes gilt entsprechend. 


(3) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätz- 
lich oder fahrlässig gegen § 1 Abs. 2 ver- 
stößt oder als Hdter des Fahrzeugs den 
Verstoß duldet. Die Ordnungswidrigkeit 
kann, wenn sie vorsätzlich begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu tausend Deutsche 
Mark, wenn sie fahrlässig (begangen ist, mit 
einer Geldbuße bis zu fünfhundert Deutsche 
Mark geahndet werden. Zuständige Verwal- 
tungsbehörde im Sinn des § 73 Abs. 1 des 
Gesetzes über Oridnungswidrigkciten ist 'die 
Straßenverkehrsbehörde; sie nimmt auch die 
Befugnisse der obersten Verwaltungsbehörde 
im Sinn des § 66 Abs. 2 des Gesetzes über 
Or dnungs Widrigkeiten wahr . 


(2) Ordnungswidrig handelt, 

a) wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen § 1 
Abs. 2 verstößt oder als Halter des Fahr- 
zeugs den Verstoß duldet, 

b) wer als Führer oder Halter eines Fahr- 
zeugs vorsätzlich oder fahrlässig einer 
Rechts Verordnung zuwiderhandelt , die 
nach § 7 Buchstabe a ergangen ist, sofern 
diese ausdrüchlich auf die Bußgeldbestim- 
mung dieses Gesetzes verweist. 

Die Ordnungswidrigkeit kann, wenn sie vor- 
sätzlich begangen ist, mit einer Geldstrafe 
bis zu eintausend Deutsche Mark, wenn sie 
fahrlässig begangen ist, mit einer Geldbuße 
bis zu fünfhundert Deutsche Mark geahndet 
werden. Zuständige Verwaltungs^behörde im 
Sinn des § 73 Abs. 1 des Gesetzes über Ord- 
nungswidrigkeiten Ist die Straßenverkehrs- 
behörde; sie nimmt auch die Befugnisse der 
obersten Verwaltungsbehörde im Sinn des 
§ 66 Abs. 2 des Gesetzes über Ordnungs- 
widrigkeiten wahr. § 22 des Straßenverkehrs- 
gesetzes gilt sinngemäß. 
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Entwurf 


B e s c h 1 ü s s e des 30. A u s s c h u s s e s 


§ 10 


§ 10 


Geltung in Berlin unverändert 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. Rechtsveroridnungen, die 
auf Grund dieses Gesetzes erlassen werden, 

S dten im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
berleitungsgesetzes. 


§ 11 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des 
auf die Verkündung folgenden sechsten 
Kalendermonats in Kraft. 


§ 11 


unverändert 
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